
LANDTAG DES SAARLANDES

Ausschuss für Eingaben
Tgb.Nr. E 8949/02

Herrn
Martin Müller
Klausnerstraße 8

66115 SaarbrÜcken

Franz-Josef -Röder-Siraße 7

661 19 Saarbrücken
Telefon (0681) 5002-0
Fax (0681) 5002-392
Teletex 681 740 SALLdtg
Postfach 101833

6601 8 Saarbrücken, 26.02.2003

Betr.: lhre Eingabe vom 30.10.2002 betreffend Gesundheitswesen

Sehr geehrter Herr MÜller,

der Ausschuss für Eingaben hat sich unter Berücksichtigung einer Stellungnahme des Minis-

teriums für Frauen, Albeit, Gesundheit und Soziales in seiner 31. Sitzung am 14. Februar

2003 mit lhrer vorbezeichneten Eingabe befasst.

lm Hinblicl< darauf, dass die ministerielle Prüfung lhrer Angelegenheit zu einem parlamenta-

risch nicht zu beanstandenden Ergebnis geführt hat, sah sich der Ausschuss bei seiner Be-

schlussfassung veranlasst, die Stellungnahme der Regierung zu bestätigen und lhre Ein-

gabe für erledigt zu erklären.

Gleichzeitig hat er lhre Eingabe als Material an den fachlich zuständigen Ausschuss für

Frauen, Arbeit, Gesundheit und Soziales Übenviesen.

Um lhnen einen unverkürzten Einblick in der Prüfungsergebnis zu vermitteln, liegt die minis-

terielle Stellungnahme in Ablichtung bei.

Die Behandlung lhrer Eingabe ist damit abgeschlossen.

Mit ndlichen Grüßen

(Anita Girst)
Vorsitzende
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An die
Vorsitzende des

Äutt"nutses für Eingaben

?ä, Äng"ordnete Anita Girst

l;;;r-j;.ef-Röder-str' 7

661 19 Saarbrücken

Saarbrücken, 1E Dezember 2002

Az:. EAI49-321O2

]. t.\J

D Eingabe von Herrn Martin Müller' Klaus

,"r'Äoz betreffend Gesundheitswesen

lhr Schreiben vom 4' November 2002 - AZ: E 8949102

nerstr.8,66115 Saarbrücken' vom 30' Okto-

Saarlan d

l

Sehr geehrte Frau Vorsitzende'

Herr Mürer beschwert sich über die von der Kassenärzrichen Vereinigung Saarland

(t«s) mit den primait arsen (AoKiui oas saarland, innungskrankenkasse des saarlan-

des -lKK-, die Betriebskrankenkassen und BundesXnäppsJn'tt; mit Wirkung vom 1' Juli

2OO2abgeschlossene Vergütungsvereinbarung zur Oiäiysesachkostenabgeltung' Dem-

nach sieht die Vereinbarung eine wocr,"nprrJ"hare von s2o € vor. Der petent behaup-

tet außerdem, Oäri Oi" därzeit g"lt"nOr; Dialysesachkostenabgeltung eine negative

Auswirkung auf oie onnenin geriniJi" l"u"n.quarität von Diarysepatientinnen und -pa-

ti"nt"n auf-grund schlechterer Dialysequalität habe'a

Desharb haben sich die spitzenverbände der Krankenkassen mit der Kassenärztlichen

Bundesvereinigung auf Regelungen zur Neuordnung der Dialyseversorgung verständigt,

die eine quaritativ-nocrrweitig", *irtr"haffliche und wohnortnahe Diaryseversorgung si-

chernsollen.Dabeiwurdernito"rNeuordnungdasgesamteRegelwerkzurNierener-
satztherapie überarbeitet. Die bestehenden Regetwerke waren historisch gewachsen

und boten kaum noch MÖglichkeiten, die zunehmenden strukturellen Probleme wie

1. Ausgangslage

Uneffektiv, unwirtschaftlich und unübersichtlich'

bisherigen Regelungen zur Dialyseversorgung'
das waren die Hauptkritikpunkte an den

Der Staatssekretär
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unzureichende Regelungen zur.sicherung der Behandlungsquarität,,fehlende 
AnreizefÜr

ein wirtschaf,icrrex H";äi^ v"rr"irJni"irng o"r,JiüJrwirtschaf,ichen Bedinsunsen

durch stetisen nu"xgung 0", ,nu#ffi;';Yi"-;{"0-f 
rcüä *gionale Unterschiede in

Höhe und Struktulää?äO"gerechnetJn- 
§uäntotten wirksam zu lösen'

lm Rahmen dieser Neuregerung.bestehen nunmehr erstmars Regerungen' die Arztinnen

und Arzten, rirz,ich geleiteten Ei.;;i;ng"n ,f "rÄä"nt'gten 
Aiztinnen und Arzten 0te

Mögrichkeit geoel, Jri oi" =.h, 
,närr"ni"J,"hen Värsorgrng*nrprüche der Patientin-

nen und patienten il o"n ,"rr"r'iääL"ä" S1'0i31 ,"i"ä' 
üi"än"tftiankuns einzugehen'

rm Rahmen dieser versorgung"ruftrag" können iäl=i'o"irpi"rtweise auch präventive

Leistungen lzurnäeispier ty, o.i3g.äx""r mit r.ri"r"näi*iun*ri",g"n) abgerechnet werden'

Durch eine solc;;-fr;;;"itige Versärgung-t(onnen t"n*"rwiägendere Erkrankungen -

wie ein totates Nierenversagen, *r, äi"" Dialyse näLn sich ziehen würde - verhindert

ä;;r,"indest hinausgezÖgert werden'

Ein Großteir der anfalrenden Diarysekosten wi1d.üier die sogenannten sachkosten-Pau-

scharen vergütet. Diese konnten ;i;h;;l;hrrich.bis zu ss oö0 € pro patientin bzw' Pati-

ent betragen. Die Preise ,"n*u,i*i"; b'; zur Ne'rl!"f'ng dabei allerdings extrem' je

nach eingesetztem Verfahren unä';; nach Region-ätt ,ü:'-,.n,:erbringung' 
Um eine

Angleichung des regional :"hl untärscniedlichän VergÜtungsniveaus zu erreichen' ist

eine bund""*"it "i'in"itli"he 
Regelung festgelegt worden:

Die Kassenärztriche Bundesvereinigung und die spitzenverbände der Krankenkassen -
das sind die Vertragspartner "ut'ärä"-r"b"n" 

- näoen eine konzeptionelle Neuordnung

a*er Bereiche der ü"rsorgung "r-,roni""h 
nierenin.riti=i"nt"r Patientinnen und Patienten

vertraglich vereinbart (Veröffentfitn'ng im Oeutscnen ArzteOlatt Nr' 13l2OO2 vom 29'

März 2OO2).Hnä geanstandung ist seltun, des aufsichtsführenden Bundesministeriums

für Gesundheit und soziate sicneiunj nicnt errorgi. Damit sind die Neuregelungen auch

bindend für die Vertragspartner auf Ländesebene geworden'

rm Zusammenhang mit der Neuordnung der Dialyseversorg_ung in Deutschrand wurden

umfassende Anderungen in del ä"-r"tn"n EinÄeiilicher 
-Bewertungsmaßstab-Arzte -

EBM - (hier sind als Annex auch die sachleistungen geregelt)' Bundesmantelvertrag-

Arzte, eualitätssicherungrr"r"inOuirng und Bedärfsplanungs-Richtlinien-Arzte vorge-

a nommen.

2. Sachlage und Rechtslage

Der petent beschwert sich über die Umsetzung eines Teilbereichs der unrfangreichen

NeuregelungimBereichderDialyseversorgung,nämlichÜberdenBereichderDialyse-
sachkostenabgertung für Arztinnen ,nä nr=L (äicht über das Honorar der Arztinnen und

Arzte, die Dialysen äurcntühren). Herr Müller Üerücksichtigt jedoch nicht den Gesamtzu-

sammenhang(vernetztesSystem),derzwischendeneinzelnenElementenderNeure-
gerung besteht. Außerdem hat er sich schon mit mehreren schreiben des greichen

lnhaltes beschweri, Ji" von Frau Ministerin Dr' Görner und mir beantwortet wurden'

Mit der von dem petenten beanstandeten Diarysesachkostenvereinbarung sollen insbe-

sondere die folgenden sach- und Dienstleistungen, die in Zusammenhang mit einer Di-

alyse anfallen, abgegolten werden:

,
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chen Einrichtungen, Gerät" unJr'l"benanlagen =o*[ äie Gewanrleistung der Be-

triebssicherheit,

Verbrauchsartikel'

Vermögenrr"f,ää"n däcken, Oielm 2rrrr*"nhang mit der Dialyse anfallen'

Die Diaryse-sachkostenpauscharen 
für Arztinnen und Arzte, die bisher in einer Vielzahl

von regionalen Vereinbarungen existierten' *"0än durclr bundesweit geltende Pau-

scharen ersetzt, wobei arteroinös äuroru"t rlcn turr Jie Krankenkassen günstigere Lan-

desregetung.I'*"iier gelten *äl-,n"n t,, "'soweit iie panner der Gesamtverträge eine im

wiftschaftrichen Ergennis nieariöäÄ üttiltungsiöne der Kosten für nichtäntliche Diatv'

sereistungen vereinbart habeni,"iird"n oresg. vereinbarungen so range fortgeführt, wie

sie die in Ziffer 7270 EBM (sieÄe"spaiter, der veiasser) ,uÄ 1e*"itigen Zeitpunkt gürtigen

Betrag unterschreiten "'")'

Medikamente, LÖsungen und

und

o

Die Bundesregeiung differenziert nichi mehr nach den einzernen Dialysevei-fahren; die

pauscharregerung girt daher sowohr für Hämo*- ars auch für Peritonealdialysen**' Die

pauschalen sind'oänei als wochenpauschalen konzipiert wor!91. sie werden in einer

dreistufigen Regerung bis '2004 angeienxt. Die Vierzahr der bisher existierenden Zu-

schläge wurde auf ein Minimum reduziert'

Nach zitfer 7270 EBM ergibt sich daher - sofern nicht, wie oben dargesieilt' günstigere

n"g"f"ngen greifen - die folgende Vergütungsregelung:

a 1. Juli 2OO2 bis 30. Juni 2003

1. Juli 2OO3 bis 31' Dezember 2003

Ab 1. Januar 2OO4

Pauschale 580 €

Pauschale 550 €

Pauschale 520 €

wegen des hohen Betreuungsaufwandes bei Kindern und Jugendrichen und der damit

erforderlichen besonderen organisationsstruktur der durchführenden Einrichtungen

wurde an Stelle eines besonderen Zuschlages eine gesonderte Kinderpauschale in

Höhe von g30 € vereinbart. Ein Absenken der Kinderpauschale ist dabei nicht vorgese-

hen. Hinsichtlich der sogenannten Feriendialyse wurde in der Anmerkung zu ziffer 727O

EBM bestimmt, dass bei Abrechnung einer Hämodialyse am Ferienort nur 40 % der Pau-

scharerstattung berechnungsfähig sind. Zuschräge gibt es jetzt nur noch für die lnfekti-

onsdialyse (ziffer izll rgül ,nJdi. intermittierende Peritonealdialyse (Nr.7272 EBM)'

Ammerk. des Verfassers: 
* BlutWäsche; 

** in die freie Bauchhöhle erfolgtes Blutreinigungsverfahren

1
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wie von dem petenten richtigerweise dargelegt, hat die Kassenärz'iche Vereinigung

saarland *it o"Ä pääaix"=J"n äör ?oi oas s*rl";i,--lnnungskrankenkasse 
des

saarlandes - rKK, die Betrie.urr.onäiär;;., ilno"rxnuppschaft) eine Vergütungsver-

einbarung mit wirkung ab dem 1. i;ii';ä'r'"og"..htorr"n' die von einer wochenpau'

r"flulu vän 520 € ausgeht'

Nur am Rande sei erwähnt, dass.die mit der Arbeitsgemeinschaft Heimdiaryse saar e'V'

für die rrurinsu;s ,"" ö,"rv,"r"i,iJnöil;l:tld*rk*f"?ßfl,iJi'=v"TJ,[,?,i,1::
mit Betriebsstätteä im Homburg' Neunkirchen uno §

regelung rnr"'aÄi"ri weiter Anwendung finden:

- Heimdialyse incl' alter Zuschläge: 117 
'60 

€ je Anwendung

-LC-Dialyse*(auchalsTrainingsdialyse),Zentrums-,Praxisdialyse:158,50€jeAn-
wendung

o

I
o

Die Kassenärztliche Vereinigung saarland hat mir gegenÜb-er erläutert' dass die bishe-

rise Sachkostenregll;fü d,licn unier dem Betrag uän 520 € lag' lm Ergebnis kam es

arso nicht =u ",n",i 
Absenken - wi" ,on dem petehten behauptet .- , sondern zu etnem

Anstieg der sachkostenvergütung t-,ii Ärriinnen und Arzte ab dem 1 . Juri 2002 (in einem

schreiben an oeÄ petenterihat diel oeivorsitzende der Kassenärzrichen Vereinigung

Saarland, Herr Or' Flöthner, im einzelnen dargelegt)'

Herr Müiler gab sich jedoch mit dieser Auskunft nicht zufrieden und bat mein Haus um

Verifizierung rier Behauptungen. U;;; geiuct<sichtigung der,Ausführungen des Petenten

wurde der Vertrag nochmats geprutt- Auch aus dieser derechnung ergibt sich keine ver-

änderung der voä voriit="nä"h 0",. l(/S getätigten Tendenzaussagen' Auf Grund der

Abrechnungsergebnisse des u"rgrng"nen lahrei s.ind verschiedene Musterberechnun-

gen angestellt worden, die zu dem irgeOnis Oetufrf haben' dass sich über alle Praxen

hinweg eine Erhöhung der Vergütrnä in einer Höhe von etwas über 5 % ergibt'

Auch praxen mit abweichender patienilnnenstruktur sind gesondert bewertet worden'

praxen mit einem rerativ hohen nnteir an LC-patientinnen und patienten riegen noch

über .em vorgenannten Wert. ptär"n, die lediglich Praxisdialysen abrechnen' liegen

unter <iem Mitterwert, verzeichn"n äb"r'immer noch steigerungen. Natürrich ist es mög-

rich, diass sich bei 
"in"," 

einzernen praxis eine Abweichung auf Grund der individuellen

praxisstruktur ergibt. Honorare nach EBM bzw. Dialysesachkosten werden iedoch nicht

auf Grund der Koltenstruktur einer einzelnen Praxis ermittelt'

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass mit den zum 1. Juli 2oo2 geltenden wochen-

["rr"f'rul"n auch ein Ökonomischer Anreiz geschaffen werden sollte' bislang in unserem

Land im Vergleich mit anderen lndustriestäaten eher zu gering durchgeführte Dialyse-

formen - gemeint ist hier insbesondere die Bauchfelldialyse und die Heimdialyse - ver-

stärkt anzubleten. Auch sollte der Anreiz genommen werden, kürzer, aber dafür öfter, ie

Woche zu dialYsieren.

Die Kassenärzgiche Vereinigung saarrand hat mir ausdrücklich mitgeteilt, dass sie es

begrüßen würde, wenn die bätroffenen Arztinnen und Arzte die Angelegenheit vor den

soziargerichten krären rassen würden, da diese dann verpflichtet wären, ihre individuel-

ren Karkurationen (und damit zusammenhängend ihre Einkaufspreise) offen zu legen.

Anmerk.des Verfassers: * limited care dialyse = zentralisierte Heimdialyse
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ln diesem Fa' entstünden für künftige Vertragsverhandrungen festere Berechnungs-

ü;ilön als dies bisher der Fallwar'

Das Ministerium für Frauen, Afeif, Gesundheit und soziales ist an dem Verfahren der

preisbirdung nicnioi;"[i;;i"*igt. viäffJn;i.;; oiJl"*",isen,lnstitutionen und Gre-

mien der setostverwartung diese Ä;;ä;" auf aer äiunar"j" der gesetztichen Rege-

rung eigenverantwortrich wahrrrn"nään]üie staatligrre iini,I=n"hme beschränkt sich

dabei in der Reger auf die n""r,irä-uiri.ni necr,tsarisi"nt o"o"utet die Prüfung' ob

Recht und Geseiz beachtet wurdei:;;;"k*äßigkeitserwägungen 
dürfen bei der Ent-

,"n"iorngsfindung dabei keine Rolle spielen'

a

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen, hat,mein Haus den vorgetegten Dialyse-

sachkostenvereinbarungen mit schiäio"ä uo* 1' örtou"', z,oo2..zugestimmt' Es gab

keine Grundlage,-d"; üertrag "'t'iäÄi'ächtlich 
zu beanstanden' weil es für die getrof-

fene Regerung eiääecntsgiunorugl'giüt. Äua.er!1m stert der Vertrag einen ausgewo-

oenen Ausgleich =*i="r,"n 
Jen lnte-rlslsen der Leistungserbringer, der Patientinnen und

Fäti"nt"n ,nd d"r Kostenträger dar'

Der petent behauptet darüber hinaus, auf Grund der Neuregerung der sachkostenpau-

scharen habe srch der Gesundhertszustano von patientinneÄ und Patienten verschlech-

tert. Dies ist ein schwenrviegender vo*r.r gegenüber den dialysierenden Arztinnen und

Arzten. lch habe daher den Petenten mit ScnräiOen vom2' Dezember 2OO2 gebeten' mir

die Namen der O"1rätt"n"n Patientinnen und Patienten, der behandelnden Arztinnen und

Arzte sowie der zuständigen Krankenkassen mitzuteiren. rch werde dann über den jewei-

tjgen Versicherungsträger eine uberprrtrng lurc.l den Medizinischen Dienst der Kran-

kenkassen veranlässeri und die An§elegenheit prüfen'

Mit freundlichen GrÜßen

Josef Hecken.t
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